DIALOG ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN KOMMISSION UND DEN EUROPÄISCHEN UND NATIONALEN KOMMUNAL- UND REGIONALVERBÄNDEN

17. November 2005 – Brüssel

Rede von Herrn Dr. Michael Häupl 

Präsident des Rates der Gemeinden und Regionen Europas (RGRE), 

Mitglied des Vorstands von EUROCITIES 

Landeshauptmann und Bürgermeister von Wien
Sehr geehrter Herr Präsident Barroso!

Sehr geehrte Damen und Herren!

Als Präsident des Rates der Gemeinden und Regionen Europas und als Mitglied des Vorstands von EUROCITIES möchte ich Ihnen danken für diese dritte Begegnung im Rahmen des territorialen Dialogs. Der RGRE ist der europäische Dachverband nationaler Kommunal- und Regionalverbände in 34 Ländern und EUROCITIES ist das Netzwerk von derzeit 127 europäischen Großstädten ebenfalls in 34 Ländern. Die Tatsache, dass ich beide Organisationen repräsentiere unterstreicht, dass zwischen ihnen Einigkeit besteht in der Einschätzung der anstehenden Aufgaben in der Europäischen Union. 

Wir begrüßen die Feststellung in der Einleitung zum Arbeitsprogramm, dass die Europäische Union ihre Ziele nur erreichen kann, wenn diese gemeinsam mit den nationalen, regionalen und lokalen Regierungen verfolgt werden. Wir hoffen, dass dieser partnerschaftliche Ansatz bei der Umsetzung des Arbeitsprogramms tatsächlich berücksichtigt wird.

Zunächst möchte ich mich zu den Kapiteln Wohlstand und Solidarität äußern. Wir sehen uns wie die Europäische Kommission dazu verpflichtet, Wachstum und Beschäftigung zu schaffen. Auf lokaler und regionaler Ebene gibt es bereits viele entsprechende Maßnahmen, häufig ohne dass die Akteure wissen, dass sie dazu beitragen die ‚Lissabon Agenda’ umzusetzen – und das ist auch nicht wichtig, solange das Ziel und die Richtung stimmen. Allerdings zeigt dies, dass hier eine Abstimmung zwischen den handelnden Ebenen fehlt und erklärt auch weshalb das größte Problem bei der Erreichung der Lissabon Ziele das Umsetzungsdefizit ist.

Angesichts des globalen Wettbewerbs und des demographischen Wandels ist langfristig ein ganzheitlicher, mehrdimensionaler Ansatz erforderlich, um unsere Gesellschaften zu reformieren und ein stärkeres Wachstum sowie mehr und bessere Arbeitsplätze zu erreichen. Allerdings müssen wir als Vertreter der Bürgerinnen und Bürger auch darauf achten, dass die soziale Gerechtigkeit nicht zu kurz kommt. Die Lissabon Agenda hat auch eine soziale Dimension, die zur Zeit mit der Konzentration auf Wachstum und Beschäftigung zu kurz kommt. Und schließlich gibt esauch als weiteren wichtigen dritten Faktor die  Umwelt. Wir begrüßen es daher, dass im Arbeitsprogramm die nachhaltige Entwicklung noch einen prioritären Rang einnimmt.

EUROCITIES und der RGRE teilen die Einschätzung der dargestellten langfristigen Probleme: die älter werdende Bevölkerung, die Organisation von Zuwanderung und der Klimawandel. Alle drei Themen haben einen starken lokalen Bezug. Die Suche nach politischen Lösungen sollte deshalb im Rahmen des genannten partnerschaftlichen Ansatzes erfolgen. Kommunen – und Städte ganz besonders – nehmen eine Schlüsselrolle bei der Integration von Migranten ein. Erfolgreiche Maßnahmen in diesem Bereich sind für den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt essentiell, wie uns jüngste Ereignisse deutlich vor Augen führen.

In allen drei Bereichen zielen die von der Kommission vorgeschlagenen Aktionen überwiegend auf nationale und internationale Akteure ab. Ich möchte Sie daher fragen, wie Sie die lokale und regionale Dimension berücksichtigen werden und biete Ihnen hierbei die Unterstützung der lokalen und regionalen Vertreter an.

Zum Schluss komme ich noch auf ein Thema, das im Arbeitsprogramm nicht explizit genannt ist, die Kommunen und Regionen jedoch sehr verunsichert: Die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse. Wir haben die Entscheidung der Kommission zu den Ausgleichszahlungen für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen im Juli sehr begrüßt. Der von Wettbewerbskommissarin Nellie Kroes eingeschlagene pragmatische Weg führt in die richtige Richtung und zu einer Konzentration auf makro-ökonomische Aufgaben mit Binnenmarktrelevanz. Künftig müssen nur Zahlungen, die 30 Mio. Euro im Jahr übersteigen von der  Kommission genehmigt werden. Allein diese Initiative ist jedoch noch nicht genug. Wir sehen mit Sorge, dass der Europäische Gerichtshof und die Kommission der Zusammenarbeit von Kommunen große Einschränkungen auferlegen. Unserer Auffassung nach haben diese Dienstleistungen keine oder nur geringen Einfluss auf den gemeinsamen Binnenmarkt. Das gleiche gilt für rein lokale Dienste, die von kommunalen Unternehmen erbracht werden. Leider findet sich im Arbeitsprogramm kein Hinweis darauf, wie die Kommission die Themen weiterverfolgen wird, die im Weißbuch zu den Dienstleistungen von allgemeinem Interesse dargelegt sind. Ich möchte Sie daher bitten, uns darüber zu informieren, was die Kommission hierzu plant.  

Um meine Fragen im Rahmen dieses Dialogs heute an Sie,  Herr Präsident, kurz zusammenzufassen: 

· Wie wird die lokale Dimension der Herausforderung der demographischen Entwicklung, der Organisation von Zuwanderung und des Klimawandels von der Kommission berücksichtigt?

· Wie gedenken Sie die soziale Dimension der Lissabon - Agenda zu stärken?

· Was plant die Kommission im Hinblick auf die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse?

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
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